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schaft. mich schon cm den technischen Hochschulen, in neuerer Zeit wieder mit den
Mensuren treibt, nicht gebührend beurteilen. Es ist zu hoffen, wenn diese „Pauk-
simpelei" iu den Kreisen der alten Herren etwas nachläßt, daß dann vernünftiger
„Sport" an Stelle des unvernünftigen tritt und seine pädagogische Wirkung ge¬
winnt. Es ist eine große volkspädagogische Aufgabe, die in der Duellfrage zu
löscu ist, und es wäre sehr verkehrt, durch Hineinziehen unwesentlicher Neben-
srngen den Erfolg der großen Aufgabe zu gefährden.

Maßgebliches und Unmaßgebliches
Wasch mir den Pelz, aber mach ihn nicht naß! Die Politik ist heute

besonders darum so unerfreulich, weil man die Kernfragen nicht ausznsprcchen, ja
gar nicht zu berühren wagt; aus diesem Grunde verlaufen auch die Debatten in
Parlamenten wie iu der Presse meistens ergebnislos. Wir haben das schon oft
gesagt, und Vorkommnisse der letzten Tage fordern uns auf, wieder einmal daran
zu erinnern. Die Duelle sind nn sich eine ganz unbedeutende Angelegenheit. Moden
im Ehrenpunkt gehören wie die Kleidermoden nicht ins Parlament, sondern ins
kulturhistorische Feuilleton und in die Witzblätter. Zudem können wir mit den
heutigen Moden noch leidlich zufrieden sein. Am Hofe Ludwigs XIV. und XV.
waren die Duelle strengstens verboten. Aus den Briefen der Liselotte, der Mutter
des Regeuten, erfahren wir, daß der Sonnenkönig keins verzieh, und am 29. No¬
vember 17 IS schreibt sie: Mein sohu hat den ganzen morgen ahngewendt, leütte
zu aceomodiren, so sich haben schlagen wollen, daß hir gar nicht erlaubt ist. Dafür
galt es für bürgerlich, d. h. des Edelmanns unwürdig, mit seiner Frau zu leben
und keine Mätressen zu haben, und was sonst noch schlimmres in Frankreich, Eng¬
land, Italien und teilweise auch in Deutschland znr vornehmen Mode gehörte, das
mag. wer sich darüber unterrichten will, in den Briefen der trefflichen Fran nach¬
lesen. Nur dann ist es gerechtfertigt, Moden zum Gegcustande der Gesetzgebung
zu machen, wenn sie gemeinschädlich sind. Das ist bei den Duellen nicht der Fall.
Sie kosten tanm einem Dutzend Menschen im Jahre das Leben, während die
Luxusmoden in den ihnen dienenden Gewerbebetrieben tansende von Opfern er¬
fordern. Und daß das Vaterland an den Leuten, die im Dnell fallen, etwas ver¬
löre, wird doch niemand behaupten wollen; wie kämen wir dazu, die Duellnarren
höher einzuschätzen, als sie sich selbst einschätzen, indem sie ihr Leben um einer
Lappalie willen aufs Spiel setzen? Da wäre die Mode des Schnürmieders, die
die Gesundheit eines Teiles unsrer Nachkommenschaft gefährdet, ein weit würdigerer
und wichtigerer Gegenstand für die Politik. Oder auch die Mode, ueubackne
Semmeln zum Friihstiicksknffee zu essen. Der Bundesrat hätte die Nachtarbeit im
Bäckereigewerbe verbieten sollen, anstatt mir die Dauer der Arbeitszeit zu be¬
schränken. Kein einzelner hat das Recht, um eines bischen Wohlgeschmacks willen
das wrmknwm ill8ownii> das in der Blütezeit des Henkertnms manchmal abwechselnd
mit Folter, Daumschrauben und Brennfackeln gegen Hexen, Ketzer nnd politische
Gegner angewandt wnrde, über viele tausend Bäcker, darunter einige tausend jnnge
Leute zwischen 14 und 20 Jahren, zu verhängen; uud hat kein eiuzeluer dieses
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Recht, so hat es cmch die Gesamtheit nicht. Von altbacknen Semmeln stirbt nie¬
mand, sie sind im Gegenteil gesünder als die frischen. Es war, nebenbei bemerkt,
am 22. und 23. April hübsch, zu sehen, wie die Konservativen Arm in Arm mit
Eugen Richter marschierten, und wie der Minister von Berlepsch zu dieser Schwen¬
kung der Antimanchesterleute verdutzt dreinschaute. Die Feindschaft gegen das la-issW
f-i-irs, l^WW Mgr gilt eben bloß für gewisse Fälle, für andre ganz und gar nicht.
Es gereicht der Regierung zur Ehre, daß der Reichstag, je uach den Inter¬
essen, um die es sich handelt, bald bevormundungssüchtiger, bald manchesterlicher
ist als sie.

Also das Duell ist das harmloseste und gleichgitigste Ding von der Welt.
Was aber ganz uud gar nicht gleichgiltig ist, das sind zwei damit verknüpfte Um¬
stände. Erstens wird bei uns das Duell von derselben Gesellschaftsklasse für un¬
entbehrlich erachtet, die die uuhaltbare Fiktion vom christlichen Staat — wie wir
es in Heft 13 genannt haben — mit aller Gewalt aufrecht erhalten will. Zweitens
widerspricht sowohl die Gesetzgebung über das Duell als die Anwendung dieser
Gesetzgebuug dem Grundsatze von der Gleichberechtigung aller Bürger in so cmf-
sälliger Weise, daß sich auch diese Gleichberechtigung als eine unhaltbare Fiktion
enthüllt. Indem nun die „Staatserhaltenden," die die Rechtsungleichheit wollen,
diesen Willen zu verbergen streben nnd daher den Widerspruch nicht zu sehen vor¬
geben, die Parteien der Linken ihn aber in allem Ernst aufheben und dadurch die
völlige Rechtsgleichheit, die eine Utopie ist, verwirklichen wollen, sind die Debatten
über solche Strafrechtsfragen zur Unfruchtbarkeit verurteilt. Die Sache würde nicht
besser, sondern noch schlimmer werden, wenn nach dem Antrage des Grafen Bern-
storff das Duell abgeschafft und dafür eine härtere Bestrafung von Beleidigungen
beschlossen würde. Denn natürlich ist damit nicht gemeint, daß z. B. ein Wirt¬
schaftsinspektor strenger bestraft werden foll, der einen AckerknechtLumpenhund
schimpft oder die jungfräuliche Ehre einer Kuhmagd antaflet, oder ein Beamter, der
einen gemeinen Mann durch übereilte Beschuldigung oder Haft in den unverdienten
Ruf eines Verbrechers bringt. Sollte eine solche Verschärfung nächstens einmal be¬
schlossen werden, so müßten die Richter, um einem neueu Odium, das sie sich sonst
zuziehen würden, vorzubeugen, ganz entschieden fordern, daß der Gesetzgeber genau
angebe, bei welchem Rang und Titel uud bei welcher Stufe der Einkommensteuer
die Ehre anfängt, die des Schutzes durch strenge Bestrafung des Beleidigers würdig
erachtet wird. Die Grenzboten haben diese Schwierigkeit vor zwei Jahren in den
Lnienbetrachtungen über unsre Strafrechtspslege ausführlich behandelt; wir gehen
deshalb heute nicht näher darauf ein, sondern wollen nur an das dort gesagte er¬
innert haben.

Wie in den Rechtsfragen, so wird in den wirtschaftlichen, namentlich in den
Agrarfragen Maskenball gespielt. Nur hie und da guckt einmal dnrch ein Loch
der Patriotentoga, oder was man sonst für eine Verkleidung wählt, die echte Hant
des Trägers heraus. So in einem Artikel der Kölnischen Zeitung (Nr. 363) über
die Zuckerfrage. Nach deu übliche» Klagen über den Reichstag und einer Musterung
der Parteien heißt es da, falls die Vorlage abgelehnt würde, so würde dadurch
uicht allein die Lage Deutschlands auf dem Weltmarkte sehr schwierig werden, sondern
mich „im eignen Lande ein rücksichtsloser Kampf nms Dasein entbrennen, wenn
keine Kontingentirung den Schwächern Schutz gegen die Stärkern gewährt. Die
Stürkern find aber die großen Fabriken des Ostens, die sich stetig cmsdehueu und
rücksichtslos weiter wachsen. Sie können bei billigen Grundpreisen und vorzüglichen
Rüben, bei niedrigen Arbeitslöhnen und billigem Betrieb in großen Unternehmungen
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unbestreitbar billiger produziren als die Fabriken am Rhein und in Suddeutsch¬
land, wahrscheinlich auch billiger als viele Teile von Sachsen, Anhalt, Hannover,
Braunschweig und Schlesien. Und wenn mau in diesen alteu Heimstätten der
Nübenkultur, wo mau seit einem Menscheualter die Kauf- und Pachtpreise, die
ganzen sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse auf den Weiterbestand dieser wich¬
tigen landwirtschaftlichen Nebeuiudnstrie eingerichtet hat, die Kultur vernichtet, so
so würde ein landwirtschaftlicher Notstand in diesen bisher noch begünstigten Teilen
Deutschlands eintreten, der weit schlimmer wäre als der durch die siukeudeu Frucht¬
preise audcrswo hervorgerufue. Viele Kapitalien, zahlreiche Existenzen würden
vernichtet." Also: weil die Rübenkultur in Mittel- und Westdeutschland die Boden¬
preise und die Arbeitslöhne in die Höhe getrieben hat, so müssen die Grundbesitzer
des Ostens, mögen sie auch noch so guten Nübeuboden haben, durch die Gesetz¬
gebung gehindert werden, den westlichen Brüdern durch billigere Zuckerproduktion
Konkurrenz zu machen. Da haben wir den Kern des Agrariertums: Verhinderung
oder Vernichtung konkurrirender Produktionen, mögen sie in- oder ausländische
sein, zum Schutze der Grundrente. Der Staat soll also gewissen Familien ihren
Besitz für ewige Zeiten garantiren uud deu Übergang des Reichtums vou den einen
zu deu andern hindern; eine Zumutung, die, wie schon Dante eingesehen hat, der
nun einmal bestehenden Weltordnung widerspricht. Gott hat nach ihm die Glücks¬
göttin zur Schaffnerin der irdischen Schätze bestellt,

Damit zu rechter Zeit die eiteln Güter
Von Volk zu Volk, von Stnmm zu Stamme wnndorn,
Trotz allem Widerstandder Menschentlugheit.

Jahrelang haben die Nationalliberalen diesen Widerstand der Menschenklugheit gegen
unabänderliche Notwendigkeiten, den die Konservativen leisten, unterstützt; nun sehen
sie sich gedrängt, ihn im eignen Interesse gegen die Konservativen zu leisten uud
gleichzeitig über die „Beraubung" der Städte zu Gunsten der ländlichen Bevöl¬
kerung durch das Lehrerdotationsgesetz zu klagen. Wäre man allerseits aufrichtig
und gäbe man das, was sich auf keiue Weise retten läßt, dem Untergänge preis,
so würden sich für das, was sich noch halten läßt, auch leichter die Mittel und
Wege zur Erhaltung finden.

Auch iu Österreich und Österreich gegenüber hat sich die Scheu, den Kern
der Dinge zu berühren uud jedes Ding mit seinem richtigen Namen zu benennen,
wieder einmal recht auffällig bemerkbar gemacht, bei der Regierungsvorlage wegen
Verstaatlichung der Nordwestbahn und bei mehreren damit zusammenhängenden An¬
gelegenheiten; nur die Autisemiteu und die Sozialdemokraten haben von der Leber
weg geredet. Die Klerikalen haben diplomatisch gesprochen, die Deutschliberalen haben
diplomatisch geschwiegen, uusre reichsdeutschen Nationalen aber haben diese Sachen
mit rücksichtsvoller Kürze abgethan, obwohl das Bündnis eines polnischen Mi¬
nisteriums mit einem Börsenkonsortium ein Gegenstand ist, der, sollte man meinen,
die Schleusen ihrer Beredsamkeit auf mehrere Wochen öffnen müßte.

Die Kornhausvorlage der preußischen Regierung. Der dem preu¬
ßischen Abgeordnetenhause am 5. April zugegcmgne Gesetzentwurf, „betreffend die
Erweiterung des Staatseisenbahnnetzes uud die Beteiligung des Staates au dem
Bau vou Privateisenbahnen uud von Kleinbahnen, sowie an der Errichtung von
landwirtschaftlichen Getreidelagerhäusern" ist in erster Lesuug bereits angenommen
worden. Für die Eiseubcihnbauten — im ganzen achtzehn auf Nechnnng des Staats
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auszuführende und zu erhaltende kleine Nebenbahnen uud zwei staatlich zu unter¬
stützende Privatbahnen — werden 69 321000 Mark beansprucht, für die Errichtung von
landwirtschaftlichen Getreidelagerhäusern 3 000 000 Mark. Der ganze Betrag ist ans
Anleihen zu decken. Die geplanten Bahnlinien sind mit verschwindender Ausnahme
in rein landwirtschaftlichem Interesse begründet. Neun Zehntel der dafür beanspruchten
Geldmittel sind thatsächlich als eine neue Zuwendung an den landwirtschaftlichen
Grundbesitz der verhältnismäßig eng begrenzten Bezirke zu buchen, die durch die
neuen Nebenbahnen unmittelbar uud mittelbar berührt werden. Auch wenn man
die Ergänzung des preußischen Staatseisenbahnnetzes durch staatliche Nebenbahnen
und unterstützte Kleinbahnen an sich billigt, wird man sich doch ernster Bedenken
nicht erwehren können angesichts einer so ausgesprochen von der augenblicklichen
Notlage ländlicher Grundbesitzer eingegebnen Maßregel der preußischen Eisenbahn¬
politik, die scharf absticht von dem Mangel verfügbarer Mittel zur Abstellung der
schreiendsten Notstände auf andern Gebieten des öffentlichen Lebens. Wie sehr
diese dazu angethan ist, die Begehrlichkeit andrer agrarischer Kreise zu einem Um¬
fange zu steigern, dem die Regierung, wie sie ist, nicht widerstehen wird, das lassen
die Verhaudluugeu der ersten Lesung bereits erkennen. Der für die Eisenbahn¬
bauten geforderten Summe gegenüber erscheint der für die Getreidelagerhäuser in
Aussicht genommene Aufwand von 3 000 000 Mark zunächst gering. Es ist un¬
zweifelhaft ein gesunder Gedanke, in den Gebieten, die einen Überschuß an Ge¬
treide erzengen, also vor allem in den Ostprovinzen, die bisher sehr im argen
liegende Überleitung des Korns in Handel und Verbranch durch die Einrichtung von
Lagerhäusern zu verbessern. Es ist auch nur zu billigen, daß die preußische Regie¬
rung in der Begründung zum Gesetzentwurf recht nachdrücklicherklärt hat, der Staat
werde sich keineswegs darauf einlassen können, selbst „Träger" — dieser uubestimmte
Ausdruck ist jetzt sehr zu Mode gekommeu — der Kornhausverwaltung zu werden
und den Betrieb auf seine Gefahr und Rechnung zu übernehmen, sondern die Korn¬
häuser sollten nur aus staatlichen Mitteln, möglichst in Übereinstimmung mit den
Wünschen der Beteiligten, erbaut und dann gegen Entgelt an leistungsfähige Körper¬
schaften zur Benutzung und zur Verwaltung überlassen werden. Aber leider zeigt
die Vorlage mit ihrer Begründung ebenso wie die Verhandlungen in beängstigender
Weise, daß es die Regieruugsvertrcter, man möchte fast meinen, geflissentlich ver¬
meiden, sich über die praktische Verwertung der Kornhäuser eine eigne Meinuug
und einen eignen Plan zu bilden, geschweige denn zu äußern. Hierüber ist in
der ganzen Vorlage nur das eine gesagt, daß die Landwirte selbst noch gar
nicht einig darüber seien, uud die Verhandlungen haben das mir zu sehr be¬
stätigt. Auch uicht mit einer einzigen landwirtschaftlichen Genossenschaft nnd auch
nicht über eiu einziges Kornhaus ist man bezüglich der Verwertung bisher ins
Klare gekommen. Und doch handelt es sich hier um Handelsunteriiehmungen von
der größten Bedeutung. Mit Recht schrieb Bnchenberger schou vor mehreren Jahren:
„Die für die Landwirtschaft zweckmäßigste Lösnng der Sache würde allerdings
darin bestehen, daß die Koruhäuser, wie in Amerika, als Unternehmung des Handels,
also nicht in der Form genossenschaftlicherUnternehmungen der Produzenten selber,
ins Leben treten; es dürfte aber überhaupt, wegen der Größe der in der Unter¬
nehmung zu verwendenden Kapitalien und des damit verknüpften geschäftlichen
Risikos, die Bildung von Genossenschaften zur Errichtung von Kornhäusern nur in
den Gegenden des mittlern und größern Grundbesitzes Aussicht auf Verwirklichung
haben, nicht aber in den Gegenden des bäuerlichen Besitzes, dessen Angehörige am
besten thun, spekulativen Handelsgeschäften, denen sie in ihrer überwiegenden Mehr-
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zahl doch nicht gewachsen sind, zu entsagen." Hier sind die Schwierigkeiten, mit
denen der wirksame Betrieb der Kornhäuser, und zwar auch in den Gegenden des
Großgrundbesitzes verbunden sein wird, nicht minder treffend gezeichnet als die Be¬
deutung, die sie erlangen könnten. Die überschuldeten Laudwirte der Ostprovinzen
sollen selbst „spekulative Handelsgeschäfte," die großes Kapital brauchen und mit
großem Risiko verbunden sind, in die Hand nehmen, noch dazu Handelsgeschäfte
in Getreide, die ganz besondre großkaufmännische Kenntnis und Übnng verlangen.
Man braucht wahrlich nicht für die „Ethik" im modernen kaufmännischen Leben
viel übrig zu haben, um es bei dieser Gelegenheit als einen verhängnisvollen Mangel
zu erkeuuen, daß die heutige preußische Wirtschaftspolitik den agrarischen Vorurteilen
gegenüber so ganz und gar die Fähigkeit verloren hat, dem Handel die seiner be¬
rechtigten volkswirtschaftlichen Bedeutung entsprechende Stellung zuzuweisen. Der
Gedanke au eine Teilnahme des berufsmäßigen Handels an dem Kornhausunternehmen
liegt der Regierung heute so fern, daß er auch nicht mit einem Worte erwähnt
worden ist, uud doch kanu es uur eine Frage der Zeit sein, die viel Lehrgeld
kosten wird, daß gerade die Einrichtung der Getreidelagerhäuser den Handel zn Hilfe
rufen muß, um im Interesse der Landwirtschaft eine wirklich segensreiche Thätigkeit
zu entfalten. Zunächst freilich wird die Landwirtschaft diese Aussicht wohl nur dazu
benutzen, vom Staat die Hergabe des Betriebskapitals wie die Übernahme des ge¬
schäftlichen Risikos und der Verantwortlichkeit für die ganze Einrichtung zu ver¬
langen. Und leider giebt die Haltung der Regierung trotz der ausgesvrochnen guten
Vorsätze keine Gewähr, daß sie diesem Verlangen den nötigen Widerstand leisten wird.

Es ist ein Schauspiel traurigster Art, wenn man sieht, wie jetzt in Preußen
die maßgebenden Kreise nnter Führung eines kaufmännisch so außerordentlich be¬
gabten Mannes, wie es Miquel doch ohne Zweifel ist, sich einer im äußersten
Maße übertriebnen Mißachtung des Handels hingeben, die man kcmin dem Vor¬
urteil eines hintervommcrschen Junkers ältesten Schlages zutrauen sollte. Aus
einem Extrem gehts ius andre, als ob es in Preußen nicht möglich wäre, die
Ausartung der kaufmännischen Gewinnsucht zu verurteilen, ohne sich sofort dem
agrarischen Unverstand in die Arme zn werfen. Was treibt denn in Preußen
eigentlich die nationalvtonomische Wissenschaft? Was macht Herr Schmoller und
seine doch durchweg so tüchtigen Schüler?

Verhältnisse im Handwerk. Das kaiserliche Statistische Amt hat den in
den Grenzboten schon besprochnen frühern Veröffentlichungen über die Ergebnisse
der im Sommer 1895 veranstalteten „Erhebung über Verhältnisse im Handwerk"
jetzt eine Fortsetzung (Heft 3) folgen lassen. Es sind wieder sieben Bogen Tabellen¬
werk und drei Bogen Text nnd zwei ansehnliche Tafeln mit graphischen Dar¬
stellungen. Was überhaupt aus dem durch die Erhebungen gewonnenen Material
zu machen war, das, sollte man meinen, hat der Bernfstntistiker jetzt daraus gemacht,
jedenfalls ist auf die Herstellung dieser Tabellenmassen ein unsäglicher Fleiß ver¬
wendet worden.

Die Erhebung hatte den Zweck, der Regierung ein Urteil über die „that¬
sächliche Durchführbarkeit einer allgemeinen lokalen Organisation des Handwerks"
zu verschaffen, indem sie in einem ansgesnchten, ans Bezirken der verschiedensten
Teile des Reichs bestehenden Erhebungsgebietc durch genaue Zählung Anzahl, Um¬
fang und örtliche Verteilung der Gewerbebetriebe feststellte, die. „für eine all¬
gemeine korporative, in erster Linie mit der Fürsorge für die Ausbildung von
Lehrlingen und Gesellen im Handwerk zu betrauende Organisation des Handwerks

Grmzboten II 1896 SV
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in Betracht kommen könnten." Abgesehen von zwei bestimmt bezeichneten Neben-
fragen — die fachmännische Vorbildung der Lehrherren und die Spezialitäten-
betricbe bei den Schlossern, den Schmieden und den Schreinern betreffend —, war
die Erhebung streng ans diese Punkte eingeschränkt, und es lag deshalb dem
statistischen Amte iu den eiugegaugnen Zählnngsergebnissen zwar ein außerordentlich
zuverlässiges, aber im Vergleich mit der Menge auf dem Gebiete der Hcmdwerkcr-
frage vorliegenden wichtigen und nur durch eine Erhebung hinreichend aufzuklärenden
Fragcpunkte doch ziemlich mageres Material zur Verarbeitung vor. Auch der
Bieueufleiß der Bearbeiter hat «daraus nichts andres als ein mageres Ergebnis
herausaddiren und -dividiren können. So sehr man sich darüber freuen muß, daß
die Statistik des Handwerks als amtliche Aufgabe der deutschen Reichsstatistik durch
die Erhebung anerkannt worden ist, und daß die Erhebung die Möglichkeit und
Berechtigung einer- besondern Handwerksstatistik unzweideutig erwiesen hat, so muß
man es doch als eine Unterlassungssünde beklagen, daß diese mit verhältnismäßig
großen Geldmitteln uud technisch vorzüglich durchgeführte Erhebung „über Ver¬
hältnisse im Handwerk" nicht zu einer gründlichen Erhebung über „die" Verhält¬
nisse im Handwerk benutzt worden ist. Namentlich lag es doch nahe, über das
Lehrlingswesen die allbekannten, dringend nötigen Fragen zu stellen — Herkunft,
Vorbildung, Unterkunft, Kost, Lehrgeld und Lohn der Lehrlinge, Lchrverträge, Ein-
schreibnng, Lossprechnng, Lehrlingsprüfnng, Schulbesuch usw. — und wenigstens
darnach zu fragen, ob der Meister Mitglied einer Innung, eines Gewerbe- oder
andern Vereins, einer Kredit- oder andern Wirtschaftsgenossenschaft sei. Nichts
von alledem hat mau zn Nüssen verlangt, nvd die Reichsstatistiker hatten natürlich
nur darauf zu antworten, wonach das Reichsnmt des Innern und vielleicht der
preußische Handclsminister fragten. Das ist wohl auch in dem strammen Dienstbetrieb
der preußisch-deutschen Büreankratie nicht anders möglich, aber ob es der Be¬
deutung der Reichsstatistik entspricht, ist doch zweifelhaft. Die gerügte Unter-'
lassungssünde ist jedenfalls ein Zeichen eines Organisativnsfehlers, den die Zukunft
hoffentlich beseitigen wird. Vorläufig wird man den Schluß nicht zurückweisen
tönneu, daß sowohl das Neichsamt des Innern wie der preußische Handelsminister
kein Interesse an einer gründlichern Klärung der Verhältnisse im Handwerk gehabt
hat, sondern in der Handwerkspolitik von andern Gesichtspunkten aus urteilen zu.
müssen glaube. Es ist auch nicht anzunehmen, daß sich etwa der Reichstag für die
Veröffentlichungen des Statistischen Amts über die Erhebung besonders interessiren
wird. Wahrscheinlich wird man sich gar nicht im Ernst darum kümmern. Die
Reichstagsabgeordneten brauchen doch erst recht für ihre Abstimmung keine genauere
Keuutnis der Verhältnisse im Handwerk. Zentrum und Konservative sind auf den
Jnnuugszwang eingeschworen, sogar auf den Prüfuugszwnug. Der Freisinn aber
kann ans einer Handwerksstatistik, die für ihn an, sich ein Unding ist, natürlich nichts
machen. Seine Unterstützung der Regierung in der Abwehr des extremen Zünftler-
tums wäre auch gerade soviel wert wie seine Unterstützung gegen die Agrarier;
die Position des Unterstützten würde dadurch nur geschwächt werden. Aber möge
es mit der vom Reichskanzler in seinem Rundschreiben vom 27. Mai 1895 ge¬
wünschten cilsbaldigen Verwertung', der Erhebungsergebnissc für Zwecke der Gesetz¬
gebung noch so nnerfreulich aussehen, die Arbeit des Statistischen Amts verdieut
auch, so wie sie vorliegt, die Beachtung aller, die für die deutsche Handwerkerfrage
Verständnis nnd Interesse haben.

Das Statistische Amt hat im dritten Hefte zwei Fragen behandelt, erstens die
Aussichten der Jnnungsbildnug unter Einbeziehung der allein arbeitenden Meister
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im Vergleich mit den Aussichten bei Einschränkung des Jnnungszwcings auf die
Personal beschäftigenden Meister, wie dies bei den Berechnnngen in Heft 1 nnd 2
durchweg angenommen war, und zweitens das Vorkommen nnd die Wirkung der
Lehrliugszüchterei.

Die erste Frcige ist eigentlich von geringem Interesse, Es liegt auf der Haud,
daß die Aussichten, in einen, Bezirk die zur Bildung einer Berufsiuuuug erforder¬
liche niedrigste Zahl von Meistern desselben Handwerks zusammenzubringen, dann
großer ist, wenn man die allein arbeitenden Meister mitzählt, als wenn man sie
wegläßt; ist doch ihre Zahl' im allgemeinen großer als die der Meister mit Per¬
sonal, Das Statistische Amt hat mm jetzt herausgerechnet, daß bei einer niedrigsten
Mitgliederzahl von 2V Meistern, einschließlich der allein arbeitenden, und unter
Annahme des „Znhlbezirks" als Jnnungsgebiet (Radius in? Durchschuitt etwa
7 Kilometer, abgesehen von Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern) von den
98 Handwerkszweigen und Spezialitäten, für die an eine Jnnnngsbilduug überhaupt
gedacht wird, nur für 43 die Jummgsbilduug möglich ist. Nimmt man als nied¬
rigste Mitgliederzahl 10 au, so würden für 52 Handwerkszweigc Zahlbczirks-
innuugeu gebildet werden konneu, für 46 müßte man die Jummgsbilduug mit
größer,: Jnnungsgebieteu („Kreisinmmgen," Radius 13 Kilonieter) versuchen. Das
würde noch bei 8 weitern Haudwerkszweigen möglich sein, für den Rest müßte
das Jnnnngsgebiet „och größer genommen werden. - Nach den Erfahrungen im Er-
hcbuugsgebiet würden aber selbst Regierungsbezirksiunuugeu bei weitem nicht aus-
reicheu, um alle Handwerkszweige unterzubringen. Aber je größer der Radius des
Jnnungsgebiets, um so geringer ist die Aussicht, alle Mitglieder au den Jnmmgs-'
eiurichtuugeu teilnehmen zu lassen. Der Radius von 7 Kilometern muß jedcufalls
die Regel, die Kreisinnung schon die Ausnahme bilden. So ist mm auch in Heft 3,
d. h. bei Einbeziehung der allein arbeitenden Meister, die Frage, ob eine altge¬
meine örtliche Organisation des Handwerks durchführbar sei, eigentlich mit „«ein"
beantwortet, aber leider kam: das „Nein" des dritten Heftes keinen größern Ein¬
druck macheu als das der beiden frühern, da eben überall von der Annahme aus¬
gegangen ist, daß man nur „Berufsinnungen," d. h. solche, deren Mitglieder alle
demselben Handwerk augehören, zu bilden vorhabe. Wenn auch diese Bernfs-
innungen das Ideal sind und die Regel bilden müssen, so war schon nach den öster¬
reichischenErfahrungen vou vornherein nicht daran zu denken, daß mau in Deutsch¬
land ohne die sogenannten „Jnnuugeu verwandter Gewerbe" werde auskommen
köuueu, uud thatsächlich sind diese denn auch, wie verlautet, in den, Junungsgesetz-
entwurf vorgesehen, ja es ist darüber hinaus — was auch nicht zu vermeiden
war — noch auf Organisationen für Angehörige gar nicht mit einander verwandter
Gewerbe Bedacht genommen. Es wäre interessant gewesen, wenn das Statistische
Amt auch auf die Bilduug der Innungen „verwandter" Gewerbe seine Berech¬
nungen ausgedehnt hätte, obwohl bei der wirklichen Jnnungsbilduug alle diese Be¬
rechnnngen sehr wenig Verwertung finden werden.

An sich lehrreich ist entschieden folgende Berechnung über die wahrscheinliche
Zusammensetzung der Berufsmuungeu mit nnd ohne Einbeziehung der allein
arbeitenden Meister, Eine Zählbezirksiuuuug, die nur aus Personal beschäf¬
tigenden Meistern besteht mit der niedrigsten Mitgliederzahl 10, wird durchschnitt¬
lich wie folgt aussehen:

4,7 Meister ohne Lehrlinge, aber mit Gesellen und andern Silfspersonen,
4,«! Meister mit müßiger Lehrlingshaltung,
0,7 Meister mit „übermäßiger"Lehrlingshaltung,
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Eine Zählbezirksinnung dagegen, mit der niedrigsten. Mitgliederzahl 2V, in der
auch die allein arbeitenden Meister vertreten sind, hat folgende Durchschnittsmit¬
gliedschaft:

11,1 allein arbeitendeMeister,
4,2 Meister ohne Lehrlinge, aber mit Gesellen und andern Hilfspersonen,
4,1 Meister mit mäßiger Lehrlingshaltung,
0,ti Meister mit „übermäßiger" Lehrlingshaltung.

Für den Unbefangnen sind diese Zahlen gewiß wertvoll genug bei Beurteilung
der hochgepriesenen Selbstverwaltung der Zwangsinnungen auf dem Gebiete der
Lehrlingserziehung. Die guten Lehrherren werden, dabei arg in die Minderheit
geraten, die der Lehrlingserziehnng sich entschlagenden oder sie mißbrauchenden
Meister werden die Mehrheit haben, ganz abgesehen von der Allgewalt des ge¬
schäftlichenEgoismus, der doch auch bei einem guten Teile der Meister mit „mäßiger"
Lehrlingshaltung das große Wort sprechen wird. Man. mag sür Zwangsinnungen
und zünftige Selbstverwaltung schwärmen, aber wo das Geschäftsinteresse der Ein¬
zelnen ins Spiel kommt, wie beim Lehrlinge halten, da darf sich die Staats¬
gewalt heute am wenigsten der Aufsicht uud Verantwortlichkeit entziehen. Und sie
hat in den Gemeindebeamten dazu brauchbare Hilfsorgane, namentlich in den Bürger¬
meistern der Mittel- und Kleinstädte, die noch gar nicht genügend für foziale Auf¬
gaben mobil gemacht sind. Auch darüber können diese Zahlen nicht im Zweifel
lassen, daß die Fürsorge für die Lehrlingserziehnng in der Hand von Gewerbe¬
vereinen, wie sie z. B. im Grvßherzogtnm Hessen organisirt sind, viel besser auf¬
gehoben ist als in der Hand von so zusammengesetzten Innungen.

Wir kommen nun zu der zweiten Frage, zur Lehrlingszüchterei oder, wie das
Statistische Amt sagt: der „übermäßigen" Lehrlingshaltung.^) Die Statistik mußte
hier eine äußerliche Regel aufstellen, wonach sie beim Zähleu die „mäßige" von
der „übermäßigen Lehrlingshaltuug" unterscheiden konnte. Das ist in der Weise
geschehe», daß man jedesmal dann eine „übermäßige," fiir die technische Ausbildung
des Lehrlings nachteilige, „Lehrlingshaltung" angenommen hat, wenn der Zahl der
Lehrlinge nicht mindestens eine ebenso große Zahl erwachsener Hnndwerksgenossen
^Gesellen, Werkmeister nnd Meister zusammengerechnet)' in dem Betriebe gegenüber¬
stand. Au das Lehrtalent nnd die Pflichttreue des Lehrherrn, die Erziehertüchtig¬
keit des ausgelernten Personals nnd die Einrichtung des Betriebes, lauter Dinge,
von denen es sehr wesentlich abhängt, ob die Lehrlinge etwas Ordentliches lernen
oder nicht, daran kann sich die Statistik nicht halten.

Von den im Erhebungsgebiet gezahlten 14349 Meistern mit Lehrlingen
hatten eine „übermäßige Lehrlingshaltung" 12,6 Prozent, dagegen litteil unter
einer „übermäßigen Lehrlingshaltnng" ganze 22,1 Prozent der Lehrlinge. Für das
ganze Reich berechnet das Statistische Amt die Zahl der so benachteiligten Lehr¬
linge auf 90 000, deu wirtschaftlichen Nachteil des Lehrlings, der als junger
Arbeiter, Laufbursche u. dergl. ausgenutzt wird, ohne doch, weil er eben formell
als Lehrling eingestellt ist, dessen Lohn vollständig zu erhalten, auf 100 Mark
jährlich, sodnß die Gesamtcinbuße dieser gerade aus den ärmsten Familien stam¬
menden unter der Lehrlingszüchterei leidenden Lehrlinge 9 000 000 Mark betragen
würde. Wenn auch solche Zahlen auf mehr oder weniger uusicheru Schätzungen
beruhen, so enthalten sie doch eine ernste Mahnung an alle Eltern und Vor¬
münder, bei der Wahl der Lehrherrn für Kinder und Mündel endlich mit der

") Gemeint ist überall das Lehrlinge halten. Die „Lehrlingshaltung" ist Sache der
Turnstunden.
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sträflichen Gleichgültigkeit zu brechen, die heute üblich ist/ Es ist hier aber auch
ein Feld segensreichster Einwirkung für Geistliche, Lehrer uud viele andre ge¬
geben, die Herz und Auge offen haben für die Verwahrlosung unsers gelverblichen
Nachwuchses. Verstärkt wird der Eindruck dieser Zahlen noch durch folgende Aus¬
führungen des Statistischen Amtes. Wem, 30 000 untüchtig ausgebildete junge
Gesellen von etwa 17 Jahren jährlich ins Erwerbsleben treten, was man bei
einer Durchschnittslehrzeit von 3 Jahren annehmen muß, so wird unter Berück¬
sichtigung der Absterbeordnung eine Anzahl von 760 000 gleichzeitig lebenden
Erwerbsthätigen „als aus diesen 30 000 hervorgegangen" anzunehmen sein, die
dnrch die Lehrlingszüchterei in ihrem Erwerb gegenüber dein wirklich ausge¬
kernten Gesellen herabgedrückt ist. Der ungelernte Arbeiter Verdicut im Durch¬
schritt z. B. in Berlin 330 Mark 20 Pfennige weniger im Jahre als der ans-
gelernte Geselle. Nimmt man die Einbuße jener durch Lehrlingszüchterei schlecht
ausgebildeteu 750 000 frühem Lehrlinge nur mit 150 Mark jährlich für den
Mann an, so erqiebt sich eine jährliche Gesamtcinbnße für diese Arbeiterklasse von
112 500 000 Mark. Die Reichsstatistik sagt selbst, daß das nur Schätzungen seien,
aber es ist dankbar zu begrüße», daß sie mit solchen: Nachdruck den schwere»,aus
der Lehrlingszüchterei hervorgehenden Schaden an die große Glocke hängt, umso-
mehr, als sie dies in gewissem Sinne außerhalb des Rahmens der ihr büreau-
kratisch genau aufgegebnen Fragen thut.

Ganz besondern Dank aber verdient die Reichsstatistik für den Satz, mit dem
sie ihre ganze Arbeit abschließt: „Eine gediegne Handwertsbildung liegt nicht mir
im Interesse des Handwerks, sondern iu hohem Grade auch in dem der Groß¬
industrie; im Handwerk muß diese eine der Hauptwurzeln ihrer Kraft erblicken."
Nach den Ergebnissen der Erhebung kamen auf 100 beim Handwerk gebliebne
Gesellen über 200, deren Hauptmasse zn der Arbeiterschaft der Fabriken überging,
während eiu kleiner Teil den Beruf wechselte oder auswanderte. Diese Beleuchtung
wenigstens einer der vielen wichtigen Beziehungen, die das Handwerk uud die Groß¬
industrie wirtschaftlich mit einander verknüpfen, wird hoffentlich einige unsrer Groß¬
industriellen nnd Jugenienre endlich ahnen lassen, daß es.auch für sie eiue Haud-
werkerfrage giebt. Es thut dies der preußischen Großindustrie ganz besonders not,
vollends angesichts des preußischen Vorschlags einer völligen Absonderung des Hand¬
werks von der Industrie in ihren Vertretuugskörperu.

Litteratur
Wie ist die Aussprache des Deutschen zu lehren? Ein Bartrag von Wilhelm Vietor.

Marburg, N. G. Elwcrtsche Verlagsbuchhandlung,1895

So gut wie wir eine gemeine deutsche Schriftsprache haben, so gut ist auch
das Streben nach einer einheitlichen Aussprache des Deutschen für jeden höhern
geistigen Verkehr innerhalb des Vaterlandes berechtigt. -Der Schule fällt in erster
Linie die Aufgabe zu, dieses Streben z» unterstützen (unsre klassischenDichtungen
hat sie z. B. die Schüler möglichst dialektfrei vortragen zu lassen), aber anch manches
Haus wird ihnen gern nachhelfen. Die vorliegende, in zweiter Auflage erschienene
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